
Fragen konzentriert. Viele Analysen sind zu breit an­
gelegt; ihre Aussagen sind zu wenig verdichtet. Sie 
ähneln mehr einer Kommentierung und Zusammenfas­
sung von Beispielen. Als Analysen werden immer noch 
Informationen vielfältigster Art ausgegeben, darunter 
Tätigkeitsberichte, Einschätzungen von Erscheinungs­
formen strafbarer Handlungen, zusammenfassende In­
formationen über einzelne oder einige Fälle, statistische 
Übersichten über Stand und Bewegung der Kriminali­
tät usw.
Eine Reihe von Analysen ist mangels Materials nicht 
repräsentativ. Daher sind die oft weitreichenden Aus­
sagen und Folgerungen nicht durch die Analyse be­
gründet. Die Repräsentanz anderer Analysen wird nicht 
nachgewiesen9.
In bestimmten Zeitabständen aufeinanderfolgende 
Analysen enthalten vielfach Wiederholungen. Dadurch 
wird das Neue nicht deutlich, und der Informations­
gehalt sinkt wesentlich; die Analyse wirkt nicht akti­
vierend. Von der Wirksamkeit der Kriminalitätsbe­
kämpfung ist bisher nur in wenigen Analysen die 
Rede.
Aufwand und Ergebnis der analytischen Arbeit wer­
den manchmal noch gar nicht geprüft. Sie stehen mit­
unter in keinem akzeptablen Verhältnis, obwohl dies 
meist schon bei der Entscheidung, mit der der Auftrag 
zur Analyse erteilt wird, zu erkennen ist.
Manche Analysen bleiben bei den Erscheinungsformen 
der Kriminalität haften oder verwenden zu viel Kraft 
darauf. Sie dringen ungenügend in den Ursachenkom­
plex ein. Wird dieser mitunter ausgewiesen, so ist er 
nicht immer — nach dem jeweiligen Entwicklungs­
stand — wissenschaftlich fundiert und von Zufälligkei­
ten nicht frei. Einschätzungen von Einzelfällen werden 
mitunter ohne weiteres auf die Krimdnalitätserschei- 
nung übertragen.
Die analytische Tätigkeit wird zwar geplant, aber das 
geschieht nicht immer systematisch. Es fehlen lang-1 
fristige, begründete Konzeptionen für die analytische

9 Vgl. zu diesem Problem Harrland / Hegner ' Hlller / Schwarz, 
a. a. O., S. 23 f„ 53, 99, 143 f„ 218 ff.

Tätigkeit, weil langfristige und begründete Konzeptio­
nen für die zu treffenden Entscheidungen (nach Or­
ganen, Art und Inhalt) fehlen. Es gibt immer noch 
Analysen, bei denen erst nachträglich, sozusagen an 
Hand der Schlußfolgerungen, geprüft wird, was davon 
für eine Entscheidung verwendet werden könnte. Die­
ses Analysieren ohne Ziel, d. h. ohne Bezug auf eine 
beabsichtigte Entscheidung, ist Ausdruck dafür, daß 
zwar einzelne Elemente einer wissenschaftlichen Lei­
tung angewandt werden, aber nebeneinander — nicht 
als System — und damit letztlich nicht wissenschaft­
lich. Natürlich kann aus einer Analyse mehr heraus­
kommen, als man vorher annimmt. Wichtig ist jedoch, 
den Hauptzweck der Analyse zu bestimmen, ehe man 
sie beginnt.
Die Hauptursache solcher Mängel in der analytischen 
Tätigkeit ist u. E., daß die Rolle der Analyse als eines 
Elements unter anderen Elementen im System der 
wissenschaftlichen Leitungstätigkeit nicht genügend 
erkannt wird.
Eine rasche und nachhaltige Qualifizierung der analy­
tischen Tätigkeit ist unserer Meinung nach notwendig 
und auch möglich, weil die Leiter auf den positiven 
Erfahrungen der bisherigen Arbeit aufbauen können. 
Auf allen Ebenen der Rechtspflegeorgane wird ana­
lysiert, und zwar in zunehmendem Maße planmäßig 
und koordiniert. Wesentliche Probleme der Bewegung, 
Bekämpfung und Verhütung der Kriminalität wurden 
schon erfaßt. Die analytische Tätigkeit wird also schon 
als Element der wissenschaftlichen Leitungstätigkeit 
gehandhabt. Ihr Niveau ist aber nicht einheitlich.
Mit der analytischen Tätigkeit haben sich die Rechts­
pflegeorgane Möglichkeiten zu höherer gesellschaft­
licher Wirksamkeit erschlossen. Vor allem beruhen die 
Programme zur Kriminalitätsvorbeugung weitgehend 
auf der analytischen Tätigkeit, insbesondere der Staats­
anwaltschaft. Sie wurde zu einem Mittel, das den Ein­
fluß der Rechtspflegeorgane auf den Leitungsprozeß 
anderer Staatsorgane erhöhte und es diesen Organen 
ermöglichte, ihre eigene Verantwortung für die Krimi­
nalitätsvorbeugung zu erkennen und schrittweise zu 
realisieren.
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Die Prüfung der Zurechnungsfähigkeit
Schuldprinzip und Zurechnungsfähigkeit

Die in den §§ 15, 16 StGB beschriebenen Voraussetzun­
gen für das Vorliegen der Zurechnungsunfähigkeit 
bzw. der verminderten Zurechnungsfähigkeit beruhen 
auf den neuen Erkenntnissen der Medizin, der Psycho­
logie und der Strafrechtswissenschaft und berücksich­
tigen die bisherigen Erfahrungen der Strafrechts- 
praxis.l Diese Voraussetzungen sind im Zusammenhang 
mit dem gesamten System der neuen Schuldgrundsätze 
und -regelungen zu betrachten.
Dabei ist von zwei Grundsätzen der sozialistischen 
Strafrechtspflege auszugehen:
Erstens: In unserer sozialistischen Ordnung bestehen 
die gesellschaftlichen Grundlagen dafür, daß jeder Bür­
ger seine Verantwortung für die Gestaltung der 
menschlichen Beziehungen zu allen anderen Gesell- 
schaftsmitgliedem tragen kann. In Art. 2 StGB ist da­
her der Grundsatz niedergelegt, daß derjenige vor der 
Gesellschaft für sein Handeln einstehen muß, der trotz

1 Vgl. hierzu Amboß / Roehl, „Zur psychiatrischen Begutach­
tung Im Strafverfahren“, NJ 1966 S. 678 ff. An die dort ver­
mittelten Erfahrungen soll hier angeknüpft werden.

dieser gesellschaftlichen Möglichkeiten eine Straftat 
begeht.
Zweitens: Strafbares Verschulden ist das Sichhinweg- 
setzen über gesellschaftliche Anforderungen durch die 
subjektive Mißachtung der Verantwortung, die als so­
zialer Inhalt in einer bestimmten psychischen Form 
auftritt.2 In dieser Hinsicht erscheint uns der schon in 
der Literatur zum StGB-Entwurf dargelegte Gedanke 
wichtig, daß der konsequente Schuldgrundsatz im so­
zialistischen Strafrecht „zu echter tiefgründiger Aus­
einandersetzung mit dem Schuldigen verpflichtet und 
dadurch hilft, diesen bis zur Erkenntnis seiner Schuld 
vor der Gesellschaft zu führen“3.
Die Prüfung der Frage, ob und in welchem Umfang ein 
Angeklagter für seine Tat verantwortlich gemacht wer­
den kann, ist eine Grundbedingung des sozialistischen 
Strafverfahrens. Strafrechtliche Schuld liegt nur dann 
vor, wenn der Täter seine Fähigkeit zu geselLschafts-

2 Vgl. Lekschas / Loose / Renneberg, Verantwortung und Schuld 
Im neuen Strafgesetzbuch, Berlin 1964, S. 52.
3 Lekschas / Loose / Renneberg, a. a. O., S. 53; vgl. hierzu auch 
Leschas, „Die Regelung des Schuldprinzips im StGB-Entwurf“. 
NJ 1967 S. 137 f. unnd 140.
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